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Rechtslage 

Der Mieter ist grundsätzlich verpflichtet, Unterhaltsarbeiten an der Mietsache zu dulden, wenn sie zur Beseitigung von Mängeln und zur Behebung oder Vermeidung von Schäden notwendig sind (Art. 257h OR). Diese Verpflichtung stellt das Gegenstück zur Unterhaltspflicht des Vermieters dar. Seitens der Mieterschaft müssen nur notwendige Reparaturen geduldet werden. Bei der Ausführung dieser Arbeiten muss der Vermieter den Interessen der Mieterschaft Rechnung tragen. Der Vermieter hat dem Mieter die Art, den voraussichtlichen Umfang, den Beginn und die voraussichtliche Dauer der Renovation rechtzeitig vorher anzuzeigen und bei der Durchführung Rücksicht auf die Interessen des Mieters zu nehmen (Art. 257h Abs. 3 OR). Andernfalls muss der Mieter die Renovation nicht dulden.

Von solchen notwendigen Unterhaltsarbeiten zu unterscheiden sind vom Vermieter gewünschte Erneuerungen, welche die Mietsache gegenüber dem vereinbarten Zustand verändern. Dabei wird durch diese Arbeiten die Mietsache verbessert und verschafft der Liegenschaft einen Mehrwert. Von einer Änderung der Mietsache spricht man, wenn die Mietsache derart umgestaltet wird, dass deren Gebrauch definitiv geändert, erweitert oder eingeschränkt wird. Erneuerungen und Änderungen werden in Art. 260 OR behandelt und unter dem Begriff "Umbau" zusammengefasst. 

Die Unterscheidung von Unterhalts- und anderen Umbauarten ist von Bedeutung:
· Die Vermieterschaft ist verpflichtet, Unterhaltsarbeiten auszuführen. Eine solche Verpflichtung besteht im Zusammenhang mit übrigen Umbauarbeiten nicht.

· Umbauarbeiten können eine Mietzinserhöhung rechtfertigen. Dies ist bei Unterhaltsarbeiten in der Regel nicht der Fall.

· Die Pflicht des Mieters zur Duldung von Arbeiten an der Mietsache ist umfassender bei Unterhaltsarbeiten als bei übrigen Umbauarbeiten. Mit anderen Worten unterscheidet sich die Duldungspflicht je nachdem, um was für Arbeiten es sich handelt. Umbauarbeiten können nur unter gewissen Voraussetzungen zugemutet werden.

Gestützt auf Art. 260 OR darf der Vermieter Umbauarbeiten nur dann vornehmen, wenn der Umbau für den Mieter zumutbar ist und das Mietverhältnis nicht gekündigt ist. Dies bedeutet, dass Umbauarbeiten nicht akzeptiert werden müssen, wenn das Mietverhältnis – egal von welcher Partei – bereits gekündigt ist. Anders sieht es aus betreffend die notwendigen Arbeiten zur Beseitigung eines Schadens. Der Mieter hat notwendige Reparaturarbeiten auch bei gekündigtem Mietverhältnis zu dulden.

Für die Beurteilung der Notwendigkeit ist ein objektiver Massstab heranzuziehen. Als notwendig gelten diejenigen Unterhaltsarbeiten, die ein sorgfältig handelnder Vermieter normalerweise ausführen lässt, um eine Verschlechterung des Zustandes des Mietobjektes zu vermeiden.

Ist die Duldungspflicht des Mieters zu bejahen, muss die Wohnung am zum Voraus angekündigten Termin für die vom Vermieter bestellten Handwerker zugänglich sein, sei es, dass der Mieter oder ein von ihm bestimmter Vertreter im Mietobjekt anwesend ist oder der Mieter den Schlüssel beim Vermieter, allenfalls bei Nachbarn, hinterlegt hat. Unterlässt der Mieter dies, können ihm daraus entstehende Mehrkosten, z. B. erneutes Bestellen der Handwerker wegen Abwesenheit des Mieters, auferlegt werden. Der Vermieter hat dem Mieter Art, voraussichtlichen Umfang, Beginn und voraussichtliche Dauer der Renovation rechtzeitig vorher anzuzeigen. 

Während der Umbauarbeiten hat der Mieter Anspruch auf Herabsetzung des Mietzinses, falls die Arbeiten den Gebrauch der Mietsache beeinträchtigen. Dem Mieter kann auch Schaden entstehen, für den der Vermieter allenfalls einzustehen hat.

Nach erfolgten Umbauarbeiten (nicht Unterhaltsarbeiten) kann ein Anspruch auf Mietzinserhöhung entstehen. Der Vermieter kann den Mietzins gemäss Art. 269d OR jederzeit auf den nächstmöglichen Kündigungstermin erhöhen. Dies unter der Voraussetzung, dass der neue Mietzins nicht missbräuchlich ist. Ein Mietzins ist nach Art. 269a lit. b OR unter anderem nicht missbräuchlich, wenn er durch Kostensteigerung oder Mehrleistungen begründet ist. Rein werterhaltende Verbesserungen gelten nicht als Mehrleistungen und können daher nicht auf den Mietzins überwälzt werden. Unter Mehrleistungen versteht man wertvermehrende Verbesserungen, Vergrösserungen der Mietsache (z. B. Einbau von neuen Balkonen) und zusätzlichen Nebenleistungen. Hierbei ist jedoch zu unterschieden zwischen werterhaltenden Verbesserungen (z. B. Ersetzen alter durch neue gleichwertige Fenster) und wertvermehrenden, also qualitätssteigernden Verbesserungen (z.B. Einbau einer vorher nicht vorhandenen Gegensprechanlage). Ob eine Verbesserung nun werterhaltend oder wertvermehrend ist, bestimmt sich im Einzelfall unter Würdigung aller Umstände. Eine Wertsteigerung wird angenommen, wenn eine eindeutige Komfortsteigerung oder Qualitätsverbesserung vorliegt. Ein direkter Nutzen für den Mieter muss jedoch nicht erzielt werden, es reicht, wenn z. B. ein gemeinsamer Teil des Gebäudes wertvermehrend neugestaltet wird (z. B. Dach, Fassade).

Bei wertvermehrenden Arbeiten kann der Vermieter eine Verzinsung des investierten Kapitals, die Amortisation und die neuen Unterhaltskosten auf den Mietzins überwälzen (Art. 14 Abs. 2 VMWG). Bei umfassenden Überholungen einer Mietsache stellt sich regelmässig die Frage, welcher Anteil dem Unterhalt zuzurechnen ist und somit nicht als Mehrleistung gilt. Im Allgemeinen wird dabei angenommen, dass bei solchen umfassenden Überholungen zwischen 30 und 50 Prozent der Kosten als Unterhaltskosten zu betrachten sind und deshalb nicht zu einer Mietzinserhöhung führen dürfen. Diese Regel gilt aber nicht absolut.

Bei einer Mietzinserhöhung aufgrund erfolgter Mehrleistungen ist lediglich der Zeitraum seit der letzten Mietzinserhöhung (oder dem Abschluss des Mietvertrages) massgebend. Im Rahmen dieser relativen Berechnungsmethode werden die Anpassungsgründe in zwei Zeitpunkten verglichen: Einerseits im Zeitpunkt der letzten Erhöhung, andererseits im Zeitpunkt der Festlegung des angefochtenen Mietzinses. Danach können frühere vom Vermieter nicht ausgeschöpfte Erhöhungsfaktoren nur noch geltend gemacht werden, wenn sich der Vermieter bei der letzten Erhöhung einen ausdrücklichen Vorbehalt gemäss Art. 18 VMWG ausbedungen hat. 

Vorgehen

Der Vermieter muss dem Mieter die Ankündigung der Mietzinserhöhung mindestens 10 Tage vor Beginn der Kündigungsfrist auf einem vom jeweiligen Kanton genehmigten Formular mitteilen und begründen (Art. 269d OR). Hält die Vermieterschaft die Frist nicht ein, gilt die Erhöhung ab dem nächstmöglichen Termin. Verwendet die Vermieterschaft kein amtliches Formular, ist die Mietzinserhöhung nichtig. Die Mietzinserhöhung ist ebenfalls nichtig, wenn der Vermieter mit der Mitteilung die Kündigung androht oder ausspricht. 

Auf ein allfälliges Begleitschreiben mit längerer Begründung muss auf dem Formular ausdrücklich hingewiesen werden (Art. 19 Abs. 1bis VMWG). Allerdings reicht eine kurze Begründung in wenigen Worten schon aus, um diese Pflicht zu erfüllen.

Der Vermieter sollte die geplante Mietzinserhöhung per Einschreiben schicken, um die Zustellung des Schreibens und den daraus folgenden Beginn der oben erläuterten Fristen nachweisen zu können. Handelt es sich beim Mietobjekt um eine Familienwohnung, empfiehlt es sich, die Ankündigung separat auch an den anderen Ehegatten zu schicken. 

Mietzinserhöhungen können vom Mieter nach Art. 270b OR innert 30 Tagen nach der Mitteilung bei der zuständigen Schlichtungsbehörde als missbräuchlich angefochten werden. 

Franz Mustermann

Mustermannstrasse 11

6088 Musterstadt

Einschreiben

Herr 

Paul Musterfrau

Mustermannstrasse 22

6088 Musterstadt

Musterstadt, ______

Mietverhältnis ______ vom ______ Ankündigung geplanter Renovationen

Sehr geehrter Herr Mustermann
Mit Schreiben vom ______, an das ich anknüpfe, hatte ich Sie über meine Absicht informiert, Fenster und Aussentüren des Wohnhauses Mustermannstrasse 22 neu und besser zu isolieren. Nachdem mir nunmehr die entsprechenden Informationen vollständig vorliegen, habe ich mich endgültig zu diesem Schritt entschlossen. Über die Details der Arbeiten und deren Folgen möchte ich Sie nachfolgend unterrichten: [Hinweis: Bitte ersetzen Sie nachfolgendes Beispiel in Punkt 1. durch Ihre eigenen Angaben]

1. Es werden Kunststoff-Isolierfenster mit Doppelverglasung eingebaut. Die Aussentüren werden neu abgedichtet. Die exakten Massnahmen sind in der Auftragsbestätigung der Firma ______ vom ______ beschrieben, die ich in den für Sie relevanten Passagen in Kopie beifüge. Ebenfalls beigefügt ist die Stellungnahme des Sachverständigen ______ vom ______, der Sie entnehmen können, dass mit den dort beschriebenen Veränderungen der aktuelle Energieverbrauch um mindestens 15 Prozent eingeschränkt werden wird. Dieses Einsparpotential kommt auch Ihnen als Mieter zugute. 

2. Die Arbeiten werden durchgeführt vom ______ bis zum ______.

Exakte Uhrzeiten werde ich Ihnen noch rechtzeitig mitteilen.

3. Die Arbeiten liegen auch in Ihrem Interesse. Nur der Form halber möchte ich Sie deshalb darauf hinweisen, dass Sie zur Duldung der Isolierarbeiten gemäss Art. 257h und 260 OR gesetzlich verpflichtet sind, weil die Arbeiten der Energieeinsparung dienen. Ich bitte Sie deshalb höflich, die Handwerker bei ihren Arbeiten so weit möglich und nötig zu unterstützen, indem Sie zur angegebenen Zeit anwesend sind oder den Schlüssel bei mir/der Verwaltung/beim Hauswart/Nachbarn hinterlegen. Weiter bitte ich Sie, den Zugang zu den Fenstern freizuhalten.

Ich bin sicher, dass Sie von der Notwendigkeit und dem Sinn der Arbeiten ebenso überzeugt sind wie ich. Für Rückfragen stehe ich zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse

Franz Mustermann

Franz Mustermann

Mustermannstrasse 22

6088 Musterstadt

Einschreiben
Frau

Regula Musterfrau

Musterfraustrasse 11

6088 Musterstadt

Musterstadt, ______

Ankündigung einer Mietzinserhöhung

Sehr geehrte Frau Musterfrau
Mit Schreiben vom ______, an das ich anknüpfe, hatte ich Sie über meine Absicht informiert, im Haus Musterfraustrasse 11, 6088 Musterstadt, und insbesondere auch in der im ersten Obergeschoss befindlichen, von Ihnen gemieteten Wohnung, Renovationen durchzuführen. Nachdem dies geschehen ist und mir nunmehr die entsprechenden Informationen vollständig vorliegen, informiere ich Sie gemäss beiliegendem amtlichem Formular "Mietzinsänderung" über die Mietzinserhöhung mit Wirkung ab dem _________.

1. Es wurde eine umfassende Renovation durchgeführt. 

2. Die Gesamtkosten dieser Renovation belaufen sich für alle Wohnungen im Haus gemäss der mir vorliegenden Kostenabrechnungen auf CHF 200'000.00. Der konkret auf Ihre Wohnung entfallende Kostenanteil beträgt CHF 64.30. Gemäss Art. 269d OR kann ich den Mietzins jederzeit auf den nächsten Kündigungstermin erhöhen. Im Sinne von Art. 269a lit. b OR können Renovationskosten anteilsmässig auf den Mieter überwälzt werden, vor allem dann, wenn der zu erhöhende Mietzins durch Kostensteigerungen oder Wertsteigerungen für den Mieter, z. B. durch Renovationen, begründet ist. 

Ihr alter Mietzins betrug CHF ‘1500.00 netto. 

Mit der Mietzinserhöhung beträgt Ihr neuer Mietzins nun: 

CHF 1’500.00 netto + CHF 64.30 = CHF 1'564.30 netto (ohne Nebenkosten).

Die genauen Details für die Berechnung können Sie der Beilage "Berechnung Überwälzung Renovationskosten auf den Mietzins" entnehmen.

Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse

Franz Mustermann

Beilage: 

· Formular zur Mietzinsänderung

· Berechnung Überwälzung Renovationskosten auf den Mietzins

Berechnung Überwälzung Renovationskosten auf den Mietzins (10%-Variante)

Art. 14 VMWG Mehrleistungen des Vermieters in Verbindung mit Art. 269a lit. b OR lautet:

1.
Als Mehrleistungen im Sinne von Artikel 269a Buchstabe b OR gelten Investitionen für wertvermehrende Verbesserungen, die Vergrösserung der Mietsache sowie zusätzliche Nebenleistungen. Die Kosten umfassender Überholungen gelten in der Regel zu 50–70 Prozent als wertvermehrende Investitionen.

2. Als Mehrleistungen gelten auch die folgenden energetischen Verbesserungen:

a. Massnahmen zur Verminderung der Energieverluste der Gebäudehülle;

b. Massnahmen zur rationelleren Energienutzung;

c. Massnahmen zur Verminderung der Emissionen bei haustechnischen Anlagen;

d. Massnahmen zum Einsatz erneuerbarer Energien;

e. der Ersatz von Haushaltgeräten mit grossem Energieverbrauch durch Geräte mit geringerem Verbrauch.

3.
Als Mehrleistung kann nur der Teil der Kosten geltend gemacht werden, der die Kosten zur Wiederherstellung oder Erhaltung des ursprünglichen Zustandes übersteigt.

3bis Förderbeiträge, die für wertvermehrende Verbesserungen gewährt werden, sind vom Betrag der Mehrleistungen abzuziehen.
4.
Mietzinserhöhungen wegen wertvermehrender Investitionen und energetischer Verbesserungen sind nicht missbräuchlich, wenn sie den angemessenen Satz für Verzinsung, Amortisation und Unterhalt der Investition nicht überschreiten.

5. Mietzinserhöhungen wegen wertvermehrender Investitionen und energetischer Verbesserungen dürfen erst angezeigt werden, wenn die Arbeiten ausgeführt sind und die sachdienlichen Belege vorliegen. Bei grösseren Arbeiten sind gestaffelte Mietzinserhöhungen nach Massgabe bereits erfolgter Zahlungen zulässig.

Die Berechnungsformel der anteilsmässigen Überwälzung der Renovationskosten der Liegenschaft Musterfraustrasse 11 auf den Mietzins eines einzelnen Mieters soll hier anhand folgender Berechnung aufgezeigt werden:

Die Investitionskosten der Vermieterschaft für die Renovation betragen CHF 200'000.00.

Da die Vermieterschaft nur den wertvermehrenden Anteil auf die Mieterschaft überwälzen kann, musste sie folgende Berechnungsdaten festlegen:

a) Bei einer umfassenden Überholung gelten gemäss Art. 14 VMWG 50-70% der Investitionskosten als wertvermehrend.

b) Bei einer nicht umfassenden Überholung muss man für jeden renovierten Teil einzeln den wertvermehrenden oder energetisch verbesserten Anteil berechnen, z. B. eine neue, Energie sparende Geschirrspülmaschine, die ein älteres Modell mit höherem Energieverbrauch ersetzt.

Die folgende Berechnung geht von der Grundlage aus, dass obgenannte CHF 200'000.00 eine umfassende Überholung darstellen und der wertvermehrende Anteil 60% beträgt.

60% von CHF 200'000.00 = CHF 120'000.00
Diese CHF 120'000.00 kann die Vermieterschaft nun auf den Mietzins aller Mieter der betreffenden Liegenschaft abwälzen gemäss nachfolgender Formel.

Gemäss Art. 14 Abs. 4 VMWG sind Mietzinserhöhungen wegen wertvermehrender Verbesserungen nicht missbräuchlich, wenn sie den angemessenen Satz für Verzinsung, Amortisation und Unterhalt der Investition nicht überschreiten. Für unsere Berechnung heisst dies nun also konkret, dass die Amortisation, die Verzinsung wie auch die Unterhaltskosten für die Überwälzung der wertvermehrenden Investition auf den einzelnen Mieter berücksichtigt werden müssen.

Berechnung der Amortisation

Die Amortisation der Renovationskosten berechnet sich nach der Lebensdauer der renovierten Teile der Liegenschaft. Bei einer umfassenden Überholung wie in unserem Fall kann dafür eine Durchschnittslebensdauer aller Renovationsarbeiten berechnet werden. In unserem Fall gehen wir von 25 Jahren aus.

Bei Teilrenovationen wird jeweils für jeden renovierten Teil die Lebensdauer einzeln berechnet. Dafür gibt es eine von Vermieter- und Mieterorganisationen gemeinsam erarbeitete Lebensdauertabelle, bei der die Lebensdauer von einzelnen Wohnungsbestandteilen aufgeführt ist. Diese Tabelle wurde gemäss allgemeinen Erfahrungs- und Durchschnittswerten erstellt, die sowohl die Interessen der Vermieter- wie auch der Mieterschaft berücksichtigen.

100%:25 Jahre = 4% Amortisation
Berechnung der Verzinsung

(aktueller Hypothekarzinssatz der betreffenden Kantonalbank in % + 0,5% Risikozuschlag): 2 (Halbierung der zu verzinsenden Summe von ursprünglich 100% auf 0% wegen der regelmässigen Rückzahlung durch die Mieterschaft)

Die Liegenschaft liegt im Kanton Zürich, wo z. Z. der Hypothekarzinssatz der Zürcher Kantonalbank 1.25% beträgt.

(1.25% + 0.5%): 2 = 0.875% Verzinsung

1.75%: 2 = 0.875% Verzinsung
4% Amortisation +0.875% Verzinsung = 4.875%

Hinzu kommen die Kosten für den zukünftigen Unterhalt.

Berechnung des Unterhalts
10% von Amortisation und Verzinsung zusammen: 4%+0.875%=4.875%

4.875%x10% = 0.4875% Unterhaltskosten
Total der drei Elemente

Total der drei Elemente: 4%+0.875%+0.4875% = 5.3625%
5.3625% von CHF 120'000.00 = CHF 6'435.00 = Mietzinserhöhung pro Jahr für die ganze Liegenschaft.

Berechnung Anteil Mietzinserhöhung auf die einzelne Wohnung pro Monat

Mietzinserhöhung pro Jahr für die ganze Liegenschaft verteilt auf die Anzahl Monate:

CHF 6'435.00: 12 Monate = CHF 536.25 für alle Wohnungen zusammen
Die Berechnung auf die einzelne Wohnung erfolgt hier gemäss einem Verteilschlüssel nach Wohnungsgrösse, und zwar nach m2.

Anteil für die einzelne Wohnung = Anteil Mietzinserhöhung auf Investitionen

In der Liegenschaft gibt es 5 Wohnungen mit einem Total von 1’000 m2. Die betreffende Wohnung hat eine Grösse von 120 m2.

CHF 536.25: 1’000 = CHF 0.536/m2
CHF 0.536 x 120 m2 = CHF 64.30 = Mietzinserhöhung pro Monat
Alter Mietzins: CHF 1’500.00 netto

Neuer Mietzins: CHF 1’500.00 netto + CHF 64.30 = CHF 1’564.30 netto (ohne Nebenkosten)

